Petition zur Änderung des Grundgesetzes

Im Namen der Kampagne „Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel“ hat Christine Hoffmann, Generalsekretärin der Internationalen Katholischen Friedensbewegung „pax christi“ und zugleich Sprecherin der genannten Kampagne, eine Petition eingereicht, die allein mehr als 50.000 Menschen handschriftlich unterschrieben haben – eine große Zahl angesichts des inzwischen eher üblichen Verfahrens der Online-Mitzeichnung. Gefordert wird in der Petition eine Klarstellung in Artikel 26 Absatz 2 des Grundgesetzes. Bislang heißt es dort: „Zur Kriegführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundesregierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.“

Den Vorstellungen der Petenten folgend soll es dort künftig heißen: „Zur Kriegführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundesregierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere regelt das Kriegswaffenkontrollgesetz. Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter werden grundsätzlich nicht exportiert. Das Nähere regelt das Rüstungsexportgesetz.“ Zur Begründung wird darauf verwiesen, dass Deutschland Europameister bei den Rüstungsexporten sei. Zu den Empfängern deutscher Waffen, Rüstungsgüter und Lizenzen zählten selbst Diktaturen und autoritäre Regime, die die Menschenrechte mit Füßen träten. Diese „Geschäfte mit dem Tod“ müssten beendet werden, heißt es in der Eingabe.
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